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Vom 10. bis 21. November 2025 fand die 30. UN-Klimakonferenz (COP30) im brasilianischen Belém statt. Als zen-
trale Plattform globaler Klimapolitik sollte die COP30 zehn Jahre nach Paris die Umsetzung der Klimaziele voran
treiben und den „Geist von Rio“ wiederbeleben.

An der Konferenz nahmen mehr als 56.000 Vertreter:innen von Regierungen aus 193 Ländern und der EU sowie 
weitere Vertreter:innen von internationalen Organisationen, der Zivilgesellschaft, indigenen Gemeinschaften, 
Wirtschaftsverbänden sowie mehr als 1.600 Lobbyist:innen für fossile Brennstoffe teil. Die brasilianische Präsi-
dentschaft versprach eine „COP der Umsetzung und der Wahrheit“, geleitet von einem globalen „Mutirão“ – einer 
kollektiven Mobilisierung für den Klimaschutz.

Zentrale Verhandlungsthemen waren eine Roadmap zur Abkehr von fossilen Energien, die Operationalisierung von  
Just Transition, neue Indikatoren für Klimaanpassung sowie die Aufstockung von Klimafinanzierung.

Das offizielle Ergebnisdokument der COP30 enthält keine konkrete Nennung der Abkehr von fossilen Energie
trägern und bleibt somit hinter den Erwartungen zurück. Im Globalen Süden wurde enttäuschend aufgenommen, 
dass es zwar ein vages Bekenntnis zur Verdreifachung der Anpassungsfinanzierung gab, aber ohne konkreten Um-
setzungsplan und mit Zieldatum in 2035, also in weiter Ferne. Als Erfolg wird dagegen der Beschluss zur Einrich-
tung eines Just Transition Mechanisms gewertet, für den sich besonders zivilgesellschaftliche Gruppen eingesetzt 
haben. Dass überhaupt ein Abschlussdokument verabschiedet wurde, ist angesichts der zahlreichen Blockaden als 
fragiler Erfolg multilateraler Zusammenarbeit zu werten. Neue Impulse werden in Zukunft wohl auch außerhalb 
der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC) zu suchen sein. So organisieren beispielsweise Ko-
lumbien und die Niederlande für April 2026 die erste „International Conference on the Just Transition Away from 
Fossil Fuels“.

Zehn Jahre nach dem „Versprechen von Paris“, 
den Klimawandel gemeinschaftlich auf 1,5°C 
bis deutlich unter 2°C zu begrenzen, sollte die 
30.  Klimakonferenz (COP30) vom 10. – 21. No-
vember 2025 im brasilianischen Belém erneut ein 
historischer Moment werden. Die Wahl Beléms 
als Austragungsort war eine politische Botschaft: 
Brasilien wollte die globale Aufmerksamkeit in die 
Amazonasregion lenken, um einen symbolischen 

Gegenpol zur geopolitisch angespannten Weltlage 
und den konzertierten Attacken auf multilaterale 
Institutionen zu setzen, und zugleich seine Rolle 
als Brückenbauer zwischen verschiedenen geopoli-
tischen Blöcken zu reaktivieren. Brasilien versprach 
eine „COP der Umsetzung und der Wahrheit“, ge-
leitet von einem globalen „Mutirão“ – einer kollek-
tiven Mobilisierung für den Klimaschutz. 

http://www.globalpolicy.org
https://climacop.hypotheses.org/
https://cop30.br/en/news-about-cop30/lula-calls-for-a-mutirao-a-joint-effort-towards-cop30-in-japan-and-vietnam-stresses-that-decarbonization-is-not-a-choice-but-a-necessity
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Nach drei aufeinanderfolgenden COPs in autori-
tär regierten Staaten markierte diese Klimakonfe-
renz eine sichtbare Rückkehr zivilgesellschaftlicher 
Mobilisierung. So waren insbesondere indigene 
Gruppen so präsent wie bei keinem Klimagipfel 
zuvor. Getrübt wurde die aufkommende Hoff-
nung allerdings schon im Vorfeld der COP durch 
die anhaltende Diskrepanz zwischen Worten und 
Taten, wie sie sich etwa bei der Vorlage neuer na-
tionaler Klimapläne (nur 64 neue NDCs wurden 
bis Ende September und weitere 22 knapp vor 
Beginn der COP vorgelegt) und bei Zusagen zur 
Klimafinanzierung (statt einer Erhöhung wurde 
zuletzt lediglich das Niveau von 2022 gehal-
ten) zeigten. Diese „Gaps“ unterminieren zentrale 
Versprechen des Post-Paris-Prozesses – das Errei-
chen der Klimaneutralität und die Begrenzung der 
Klimaerwärmung durch schrittweise Ambitions-
steigerung und solidarische Finanzierung. Hinzu 
kam der erneute Austritt der USA aus dem Pariser 
Abkommen und der systematische Rückbau von 
Klimaschutz und -wissenschaften unter US-Präsi-
dent Trump, sowie ein nationalistischer und anti-
ökologischer Backlash in vielen Teilen der Welt. 
Demgegenüber betonten eine Reihe von klima
bezogenen Rechtsgutachten internationaler Ge-
richte wie des Internationalen Gerichtshof (IGH) 
die rechtliche Verbindlichkeit der Klimaziele, wäh-
rend wissenschaftliche Berichte die dramatischen 
Konsequenzen einer Verfehlung dieser Ziele 
und die Unabdinglichkeit der Abkehr von fossi-
len Energieträgern zur Einhaltung des 1.5°C-Ziels 
dokumentieren.

Dennoch endete die COP30 fast ohne ein kon-
sensuales Abschlussdokument. Insbesondere die 
Aufnahme einer Roadmap zum Ausstieg aus fossi-
len Rohstoffen war bis zuletzt hoch umstritten. Die 
Idee solcher Roadmaps zu fossilen Energien und 
einem Stopp der Entwaldung hatte Präsident Lula 
persönlich ins Spiel gebracht. Dank der Mobili-
sierung zivilgesellschaftlicher Akteur:innen, sowie 
der expliziten Unterstützung von mehr als 80 Staa-
ten aus dem Globalen Süden und Globalen Norden 
in der zweiten Woche der COP, schien die Idee 
zwischenzeitlich an Momentum zu gewinnen. 
Dennoch endete die COP30 mit einer Entschei-
dung, die keine konkrete Nennung der Abkehr 
von fossilen Energieträgern beinhaltet und damit 
hinter den Erwartungen zurückblieb. Grund hier-
für war die Blockade von insgesamt 29 Ländern, 
darunter Saudi-Arabien, Russland und Indien. 
Eine konkretere Fokussierung auf den Ausstieg 
wird nun mit Unterstützung der COP30 Präsident-
schaft außerhalb der UN-Klimarahmenkonvention 

(United Nations Framework Convention for Cli-
mate Change, UNFCCC) verortet, unter anderem 
durch eine gemeinsam von Kolumbien und den 
Niederlanden ausgerichtete „First International Con-
ference on the Just Transition Away from Fossil Fuels“ im 
April 2026. Inwiefern dieser Fahrplan den Ausstieg 
vorantreiben kann, bleibt abzuwarten.

Vom Rio-Moment zur „promissory  
legitimacy“ des Pariser Abkommens

Brasilien trat die COP30-Präsidentschaft mit dem 
Versprechen einer Wiederbelebung des „Geistes 
von Rio“ an, jenes historischen Moments von 
1992, als auf der Konferenz der Vereinten Nati-
onen über Umwelt und Entwicklung die UN-
Klimarahmenkonvention, sowie zwei weitere Ab-
kommen zur Biodiversität und Desertifikation ins 
Leben gerufen wurden. Präsident Lula griff diese 
Tradition in seiner Eröffnungsrede auf und ver-
sprach, dass Belém die Begeisterung und den Op-
timismus jener Tage zurückbringen würde. Dieses 
Versprechen war mehr als Rhetorik – es war ein 
Versuch, das internationale Klimaregime durch die 
Erneuerung seiner „promissory legitimacy“ zu stabi-
lisieren: Dessen Legitimität beruht seit dem Pariser 
Abkommen ganz zentral nicht primär auf bereits 
erzielten Erfolgen, sondern vor allem auf Verspre-
chen zukünftiger Handlungen und dem positi-
ven Narrativ fortschreitender globaler Transfor-
mationen. 

Die diesjährige Klimakonferenz fand zu Zeiten 
eines erodierenden Klimaregimes statt. Mit dem 
Ausstieg der USA entzieht sich einer der historisch 
größten Emittenten der Verantwortung, Klima-
schutz voranzutreiben und Klimaanpassung zu för-
dern und mitzufinanzieren. Das Erbe der COPs 
der vorangegangenen Jahre erhöhte den Druck auf 
die brasilianische Präsidentschaft. So endete die 
COP28 in Dubai zwar zum ersten Mal mit einem 
Bekenntnis zu einer Abkehr aus fossilen Energien, 
ohne aber konkrete Umsetzungsschritte festzu
legen, und wurde somit wahlweise als „historisch“ 
oder als „historisches Versagen“ angesehen. Die 
COP29 in Baku setzte einen neuen Tiefpunkt: 
keine Einigung zur Umsetzung des Global Stock-
take, Blockaden im Arbeitsprogramm zur Emis-
sionsminderung, und ein neues Klimafinanzie-
rungsziel (NCQG), das die Klimafinanzierung auf 
300 Milliarden US-Dollar bis 2035 erhöhen soll – 
das liegt deutlich unter der von Ländern des Glo-
balen Südens benötigten 1,3 Billionen US-Dollar 
jährlich.

https://unfccc.int/process-and-meetings/the-paris-agreement/nationally-determined-contributions-ndcs/2025-ndc-synthesis-report
https://unfccc.int/process-and-meetings/the-paris-agreement/nationally-determined-contributions-ndcs/2025-ndc-synthesis-report
https://unfccc.int/sites/default/files/resource/message_to_parties_and_observers_ndc_synthesis_report_update.pdf
https://unfccc.int/sites/default/files/resource/message_to_parties_and_observers_ndc_synthesis_report_update.pdf
https://www.oecd.org/en/about/news/announcements/2025/10/oecd-contributions-to-assessments-of-progress-on-mobilising-and-aligning-finance-with-climate-goals.html
https://www.oecd.org/en/about/news/announcements/2025/10/oecd-contributions-to-assessments-of-progress-on-mobilising-and-aligning-finance-with-climate-goals.html
https://www.oecd.org/en/about/news/announcements/2025/10/oecd-contributions-to-assessments-of-progress-on-mobilising-and-aligning-finance-with-climate-goals.html
https://wmo.int/publication-series/state-of-climate-update-cop30
https://wmo.int/publication-series/state-of-climate-update-cop30
https://productiongap.org/
https://productiongap.org/
https://www.gov.br/planalto/en/follow-the-government/speeches-statements/2025/11/speech-by-president-lula-at-the-opening-of-the-cop30-leaders2019-summit-in-belem-para
https://www.gov.br/planalto/en/follow-the-government/speeches-statements/2025/11/speech-by-president-lula-at-the-opening-of-the-cop30-leaders2019-summit-in-belem-para
https://www.dw.com/en/final-push-at-the-un-climate-talks-what-you-need-to-know/a-74796062
https://climatenetwork.org/resource/eco-11-cop30/
https://www.tagesschau.de/wissen/klima/klimakonferenz/klimagipfel-kyoto-belem-100.html
https://www.tagesschau.de/wissen/klima/klimakonferenz/klimagipfel-kyoto-belem-100.html
https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/17530350.2019.1574867#abstract
https://link.springer.com/chapter/10.1007/978-3-031-17895-5_2
https://link.springer.com/chapter/10.1007/978-3-031-17895-5_2
https://link.springer.com/chapter/10.1007/978-3-031-17895-5_2
https://www.wiso.uni-hamburg.de/fachbereich-sowi/professuren/aykut/klimawende-ausblick/kwa-2025/hauptaussagen.html
https://www.ejiltalk.org/historic-or-historic-failure-fossil-fuels-at-cop28/
https://www.ejiltalk.org/historic-or-historic-failure-fossil-fuels-at-cop28/
https://unfccc.int/NCQG
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Der „Call of Belém for the Climate“ der beim Gipfel
treffen veröffentlicht wurde, versprach zumindest 
konkrete Fortschritte in mehreren Bereichen: eine 
Roadmap zur Aufstockung der Klimafinanzierung 
auf 1,3 Billionen US-Dollar, die Verdreifachung 
der Anpassungsfinanzierung, eine Vereinbarung 
zu gerechten Transitionen ( Just Transitions), und 
einen verbindlichen Plan zur Beendigung der glo-
balen Entwaldung bis 2030. In seiner Eröffnungs-
rede stellte Lula die COP30 in den Kontext globa-
ler Ungerechtigkeit: Er wies darauf hin, dass die 1,3 
Billionen US-Dollar, die für die Bewältigung der 
Klimakrise benötigt werden, weniger als die jähr-
lichen globalen Militärausgaben von über 2.7 Bil-
lionen US-Dollar seien. Bereits vor der offiziellen 
Eröffnung der COP30, rief Präsident Lula zudem 
die Tropical Forest Forever Facility (TFFF) als 
ein neues multilaterales Instrument zum internati-
onalen Waldschutz ins Leben. 

Doch die strukturellen Grenzen der Klimagover-
nance im Rahmen der Vereinten Nationen wurden 
schnell deutlich. Der ambitionierte Versuch, die 
Verhandlungen bereits am Mittwoch der zweiten 
Konferenzwoche abzuschließen – zwei Tage vor 
dem offiziellen Ende – scheiterte an fundamentalen 
Interessenskonflikten.

Zentrale Konfliktlinien und Blockaden

Die COP30 offenbarte kaum überbrückbare Ge-
gensätze zwischen verschiedenen Ländergruppen. 
Im Zentrum der Verhandlungen stand weiterhin 
die Frage nach der gerechten Verteilung von Lasten 
und Verantwortungen in der Klimakrise. Hinzu 
kamen zunehmend auch konkrete Fragen der Um-
setzung der Klimaziele des Paris Abkommens.

Besonders deutlich traten die Positionen in den 
Konsultationen der COP-Präsidentschaft zu 
NDCs, Transparenzberichten, Klimafinanzierung, 
unilateralen Handelsmaßnahmen (Unilateral Trade 
Measures, UTMs) zutage. Diese führten zwar zu 
einem besseren Verständnis der unterschiedlichen 
Positionen, aber nicht zu konkreten Durchbrüchen. 
Die  Gruppe der Entwicklungs- und Schwellen
länder bei den Vereinten Nationen (G77+China) 
betonten dabei konsequent das Prinzip der gemein-
samen, aber differenzierten Verantwortlichkeiten 
und forderten die vollständige Implementierung 
von Artikel 9.1 des Pariser Abkommens, der die 
Länder des Globalen Nordens zur Bereitstellung 
von Klimafinanzierung verpflichtet. Hinter dieser 
vordergründigen Einigkeit zeigten sich aber Risse, 

die das Formulieren gemeinsamer Positionen des 
mächtigen Länderblocks zunehmend erschwerten. 

Einerseits warnten die  Like-Minded Developing 
Countries (LMDCs) – bestehend aus 24 Staaten aus 
Asien, Afrika und Lateinamerika – und die arabi-
sche Gruppe vor Versuchen, die Architektur des 
Pariser Abkommens zu verändern und die Verant-
wortung für Klimaschutz auf die Länder des Glo-
balen Südens abzuwälzen. Betont wurde dabei die 
in Rio 1992 vorgenommene Teilung der Welt in 
Annex 1 und Annex 2 Länder – das entspricht grob 
gesehen den Ländern des Globalen Nordens und 
des Globalen Südens – wobei nur erstere Verpflich-
tungen zur Reduktion der Emissionen haben, wäh-
rend bei Letzteren das Recht auf Entwicklung im 
Vordergrund steht. Verweise auf verstärkte Über-
prüfungsmechanismen von nationalen Klima
beiträgen (NDCs) in Bezug auf den Ausstieg aus 
fossilen Energien, wurden abgelehnt und stattdes-
sen auf Diskussionen über unilaterale Handelsme-
chanismen (UTMs) gedrängt. Damit sind natio
nale Maßnahmen zum Klimaschutz gemeint, die 
als Handelsbeschränkungen gelten können und 
sich auf die wirtschaftliche Entwicklung ande-
rer Länder auswirken. In dieser Frage zeigte sich 
eine zunehmende Fragmentierung des Bündnisses 
G77+China. Zwischen den beiden Gruppen positi-
onierte sich die afrikanische Gruppe, die vor allem 
unterstrich, dass ohne angemessene Klimafinanzie-
rung die von ihnen geforderten Klimaschutzmaß-
nahmen nicht umsetzbar seien.

Die  EU, Großbritannien, Norwegen  und weitere 
Länder des Globalen Nordens bremsten hinge-
gen Diskussionen zu Finanzierungsverpflichtun-
gen – etwa für ein Arbeitsprogramm zu Artikel 9.1 
oder nach einer Verdreifachung der Anpassungs-
finanzierung – und versuchten stattdessen, den 
Fokus auf „Ambition“ und „Implementierung“ zu 
lenken, und so insbesondere große Länder des Glo-
balen Südens stärker in die Pflicht bei Emissions-
reduktionen zu nehmen. EU-Staaten setzten sich 
zudem stark für den Ausstieg aus fossilen Energien 
ein. Dies wurde seitens einiger Länder des Glo-
balen Südens sowie seitens zivilgesellschaftlicher 
Akteur:innen, die darauf hinwiesen, dass gleichzei-
tig viele EU-Staaten eigene Klimaziele systematisch 
verfehlten und insbesondere im Ausland auch fos-
sile Projekte förderten, als Doppelmoral kritisiert. 

Besonders kontrovers war die Debatte um  uni-
laterale Handelsmaßnahmen, insbesondere den 
EU-Carbon Border Adjustment Mechanism 
(CBAM). Während die arabische Gruppe, die 

https://cop30.br/en/news-about-cop30/call-of-belem-for-the-climate-urges-countries-to-respond-urgently-to-the-global-crisis
https://www.gov.br/planalto/en/follow-the-government/speeches-statements/2025/11/speech-by-president-lula-at-the-opening-of-the-cop30-leaders2019-summit-in-belem-para
https://www.gov.br/planalto/en/follow-the-government/speeches-statements/2025/11/speech-by-president-lula-at-the-opening-of-the-cop30-leaders2019-summit-in-belem-para
https://www.rosalux.de/en/news/id/53990/brazil-organizes-billion-dollar-fund-to-protect-tropical-forests
https://www.tagesschau.de/inland/reiche-golfstaaten-100.html
https://www.tagesschau.de/inland/reiche-golfstaaten-100.html
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Like-Minded Developing Countries (LMDCs) und 
die Gruppe afrikanischer Staaten diese Maßnah-
men als protektionistische Instrumente kritisier-
ten, verteidigte die EU den CBAM als notwen-
dige Umweltmaßnahme gegen Verlagerung von 
CO2-Emissionen und wies den Vorwurf zurück, 
dass es sich dabei um eine unilaterale Handels-
maßnahme handele. Mit Verweis auf die Zustän-
digkeit der Welthandelsorganisation (WTO) lehnte 
die EU es zunächst ab, Handelsmaßnahmen im 
UNFCCC-Kontext zu diskutieren. Damit ist ein 
Problemkomplex angesprochen, der über die nächs-
ten Jahre sicherlich noch an Bedeutung gewinnen 
wird und bereits in anderen UN-Gremien, wie bei-
spielsweise dem Financing for Development Forum 
der Vereinten Nationen, diskutiert wird: Wie kann 
die Klimatransformation so umgesetzt werden, dass 
einerseits die inländische Industrie geschützt und 
gesellschaftliche Unterstützung gesichert wird, sich 
andererseits aber globale Ungleichheiten nicht noch 
weiter vertiefen? Diese Frage birgt in einer zuneh-
mend fragmentierten Welt erhebliche Sprengkraft. 
Die Entscheidung zum Mutirão sieht daher auch 
vor, drei „Dialoge“ zum Nexus Handel und Klima 
während der Zwischen-COPs in Bonn 2026, 2027 
und 2028 abzuhalten.

Teilerfolg zu Just Transition:  
Ein gerechter Übergang, aber wohin? 

Die Verhandlungen zum Arbeitsprogramm für 
einen gerechten Übergang ( Just Transition) zeigten 
exemplarisch die Spannungen zwischen verschie-
denen Verständnissen von Klimagerechtigkeit und 
Transformation, sowie von der Rolle der Zivilge-
sellschaft und geeigneten institutionellen Formaten 
zur Begleitung von Übergängen.

Die G77+China schlugen mit dem Just Transition 
Mechanism einen institutionalisierten Mechanis-
mus vor, der als permanente Struktur technische 
Unterstützung leisten, internationale Kooperation 
fördern, Partnerschaften unterstützen und Imple-
mentierungslücken bewerten sollte. Dieser Vor-
schlag spiegelte in einigen wesentlichen Punkten 
Ziele des Belém Action Mechanism for a Just 
Transition (BAM)  wider, für das sich zivilge-
sellschaftliche Organisationen weltweit unter der 
Leitung des Climate Action Networks (CAN) in 
den letzten zwei Jahren eingesetzt haben. Der Vor-
schlag sah vor, eine Koordinierungsstelle, in Form 
eines Global Hubs als Wissens- und Informations-
plattform sowie ein Helpdesk zu schaffen. Zudem 
sollten auch zivilgesellschaftliche Organisationen 
einen Platz am Verhandlungstisch erhalten.

Doch Länder des Globalen Nordens – allen voran 
Kanada, Australien, Norwegen, Großbritannien 
und die EU – zeigten sich skeptisch gegenüber der 
Schaffung neuer Institutionen. Sie argumentier-
ten, dass die Etablierung neuer Mechanismen zu 
lange dauere, es dabei zu Dopplungen kommen 
und damit Zeit verloren gehen würde. Stattdessen 
schlug die EU vor, existierende Strukturen zu stär-
ken, u.a. im Rahmen eines Transition Action Plans 
– eine Position, die von vielen Ländern und insbe-
sondere zivilgesellschaftlichen Gruppen als unzu-
reichend zurückgewiesen wurde. 

Besonders umstritten war auch hier die Frage des 
Energiesektors und der Abkehr von fossilen Ener-
gieträgern. Während ein breites Bündnis aus zuletzt 
83 Ländern, darunter die EU, UK, Brasilien Ko-
lumbien, Kenia, die Allianz der kleinen Inselstaaten 
(AOSIS) und die Environmental Integrity Group 
(EIG) auf einem expliziten Bekenntnis zu „transi-
tioning away from fossil fuels“ bestanden und dies 
mit dem 1,5°C-Ziel verknüpften, argumentierten 
die Like-Minded Developing Countries (LMDCs), 
die arabische Gruppe und Russland, dass dies einen 
einseitigen Fokus auf Emissionsminderung darstel-
len würde. Sie betonten, dass fossile Energieträger 
für viele Länder des Globalen Südens ein zentrales 
Mittel für Energiesicherheit und Armutsbekämp-
fung bedeuten und dass ein gerechter Übergang 
nicht ohne massive finanzielle Unterstützung mög-
lich sei. Statt eines „einseitigen“ Fokus auf fossile 
Energien sollten lediglich die Formulierungen des 
Pariser Abkommens verwendet werden. Damit 
stellte dieser Block – in dem sich insbesondere Sau-
di-Arabien und andere arabische Staaten als zentra-
ler Akteur:innen hervortaten – auch den in Dubai 
gefundenen Kompromiss zur Abkehr von fossilen 
Energieträgern als Evaluierungsmechanismus des 
globalen Stocktake wieder infrage.

Weitere Konfliktlinien zeigten sich bei Fragen 
der menschenrechtlichen Absicherung: Kuba und 
die afrikanische Gruppe forderten die Aufnahme 
des „rights for development“ und sprachen sich 
gegen die Formulierung eines „human-rights 
based approach“ aus, während Russland, Paraguay, 
Argentinien, Iran und der Vatikan versuchten, 
den Begriff „Geschlechtergleichstellung“ durch 
„Gleichstellung zwischen Frauen und Männern“ 
zu ersetzen – ein Vorstoß, der insbesondere von 
Unabhängigen Verband Lateinamerikas und der 
Karibik (AILAC) und der EIG als Rückschritt bei 
gender-basierten Ansätzen zurückgewiesen wurde.

Zum Ende der Verhandlungen wurde unter Applaus 
die Schaffung eines Just Transition Mechanism be-

https://climatenetwork.org/wp-content/uploads/2025/10/BAM_DiscussionPaper_20251011.pdf
https://climatenetwork.org/wp-content/uploads/2025/10/BAM_DiscussionPaper_20251011.pdf
https://earth.org/83-countries-join-call-to-end-fossil-fuels-at-cop30/
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schlossen. Dies wurde von vielen zivilgesellschaft-
lichen Akteur:innen als Erfolg gefeiert und galt als 
einer der Lichtblicke der COP30, auch weil so die 
Rechte von Arbeiter:innen, indigenen Völkern 
und marginalisierten Gruppen gestärkt werden. 
Die Frage der institutionellen Verankerung und 
insbesondere der Finanzierung blieb jedoch unge-
klärt. So wurde die konkrete Operationalisierung 
des Mechanismus auf Juni 2026 im Zuge der 64. 
Sitzung der UNFCCC Subgliederungen (SB64) in 
Bonn vertagt. Weiterhin stellt der fehlende Bezug 
auf den Ausstieg aus fossilen Energien den Anwen-
dungsrahmen und damit letztlich auch die Finalität 
eines solchen Mechanismus insgesamt infrage.

Anpassung: Unklare Indikatoren  
ohne Finanzierung

Die Verhandlungen zur Anpassung – unter ande-
rem zu neuen Indikatoren und zu einem neuen glo-
balen Ziel (Global Goal on Adaptation, GGA) sollten 
ein zentrales Ergebnis der COP30 sein. Doch auch 
hier zeigten sich fundamentale Blockaden im Pro-
zess. Während technisch intensiv an Indikatoren 
gearbeitet wurde, blieb die entscheidende Frage der 
Finanzierung weitgehend unbeantwortet.

Indikatoren sollen Anpassung überprüfbar machen 
und damit die Chancen auf Finanzierung erhö-
hen. Im Vorfeld kürzte ein Expert:innengremium 
im Rahmen eines zweijährigen Prozesses eine vor-
läufige Liste von ungefähr 10.000 möglichen auf 
100 Indikatoren. Botswana, für die Gruppe afri-
kanischer Staaten, äußerte allerdings erhebliche 
Bedenken gegenüber der letztlich vorgeschlagenen 
Indikatorenliste und forderte stattdessen einen 
zweijährigen „policy alignment process“, der 2027 
beschlossen werden soll. Die vorliegenden sehr 
detaillierten Indikatoren würden die nationale 
Souveränität verletzten, den nationalen Verwal-
tungsaufwand erhöhen und zusätzliche finanzielle 
Mittel beanspruchen. Einige zivilgesellschaftliche 
Akteur:innen aus afrikanischen Staaten beklagten 
zudem, dass die Indikatoren zu abstrakt seien und 
keine  ausreichend ergebnisorientierten Maßnah-
men zur Umsetzung von Anpassung lieferten.

Eine zentrale Forderung aus einem Vorschlag der 
LDCs unterstützt von der AOSIS, AILAC, Grupo 
Sur und der Gruppe afrikanischer Staaten war die 
Verdreifachung der Anpassungsfinanzierung  auf 
120 Milliarden US-Dollar bis 2030. Dies wurde 
von der EU und der Environmental Integrity 
Group mit Verweis auf die in Baku getroffenen 
Vereinbarung zum neuen quantifizierten Ziel der 

Klimafinanzierung (NCQG) abgelehnt. Der letzt-
lich verabschiedete Kompromiss sieht vor, dass die 
jährlichen Geldflüsse für Anpassung „bis 2035“ ver-
dreifacht werden sollen – ohne aber ein konkretes 
Basisjahr zu nennen oder zu spezifizieren, wer diese 
Mittel bereitstellen oder wie diese Summe erreicht 
werden soll.

Das Ergebnis der COP30 war ein umfangreicher 
Indikatorenrahmen ohne klare Maßgaben für die 
Bereitstellung der notwendigen Mittel zur Umset-
zung – ein weiteres Beispiel für die Rhetorik der 
„Implementierung“ ohne substanzielle Unterstüt-
zung. Allerdings verlagert die verabschiedete Indi-
katorenliste die Verpflichtungen auf all jene, die am 
wenigsten für die Klimakrise verantwortlich sind. 

Die Rolle Deutschlands und der EU

Die EU-Position war geprägt von Widersprüchen: 
Einerseits forderten die EU-Staaten höhere Am-
bition von allen Ländern und verwiesen auf die 
Dringlichkeit des 1,5°C-Ziels sowie die Abkehr 
von fossilen Energieträgern. Andererseits wurden 
in Europa zeitgleich Regelungen zu Klimaschutz 
zurückgefahren und in den Verhandlungen durch 
europäische Delegierte Diskussionen zur Erhö-
hung der Klimafinanzierung blockiert. Auch Dis-
kussionen über unilaterale Handelsmaßnahmen im 
UNFCCC-Kontext lehnte die EU ab. 

Besonders kritikwürdig ist die EU-Haltung zur 
Klimafinanzierung. Während das neue glo-
bale Finanzierungsziel von 2024 300 Milliarden 
US-Dollar pro Jahr bis 2035 vorsieht, fehlt bisher 
jeglicher Plan, wie selbst diese unzureichende 
Summe erreicht werden soll. Auch, wie die an-
gestrebte Aufstockung der Klimafinanzierung auf 
1,3  Billionen im Rahmen der „Baku to Belém 
Roadmap“ unter anderem durch die Mobilisierung 
privaten Kapitals gelingen soll, bleibt bisher unklar. 
Vor diesem Hintergrund ist problematisch, dass 
u.a. die deutsche Bundesregierung Verhandlungen 
über neue finanzielle Zusagen und konkrete ins-
titutionelle Mechanismen für Klimafinanzierung 
ausbremste. Neben einer Zusage über 60 Millio-
nen Euro zum UN-Anpassungsfond, betraf eine 
der wenigen konkreten Ankündigungen die Tro-
pical Forests Forever Facility (TFFF): Deutschland 
sagte hier eine Milliarde Euro zu, welche in einem 
Zeitraum von zehn Jahren aus dem Entwicklungs- 
und Umweltetat fließen soll. Das ist weniger als die 
Hälfte der von Zivilgesellschaft und Umweltver-
bänden geforderten 2,5 Milliarden Euro. Damit 
wird Deutschland nach Norwegen zum zweitgröß-

https://sdg.iisd.org/events/64th-sessions-of-the-unfccc-subsidiary-bodies/
https://unfccc.int/documents/649629
https://www.germanwatch.org/de/93326
https://www.germanwatch.org/de/93326
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ten Finanzier des neuen Mechanismus, der ein zen-
trales Projekt der brasilianischen Präsidentschaft 
war. Indonesien hat ebenfalls eine Milliarde zuge-
sagt.

Beschädigt wurde die Glaubwürdigkeit deutscher 
und europäischer Forderungen nach einer konse-
quenten Umsetzung von Transformation durch den 
zeitgleich zur COP stattfindenden Abbau zentraler 
EU-Nachhaltigkeitsregelungen. Diese wurden im 
EU-Parlament durch die europäische Volkspartei 
mit Unterstützung rechtsextremer Fraktionen vor-
angetriebenen. Darüber hinaus brüskierte Bundes
kanzler Merz die brasilianische Öffentlichkeit, als 
er kurz nach seiner Rückkehr nach Deutschland 
erklärte, dass Belém ein Ort sei, von dem alle froh 
wären, wieder wegzukommen. 

Die Frage der UTMs – insbesondere des CBAM – 
wurde zum Kristallisationspunkt von Debatten auf 
der COP30. Während die EU den CBAM als Um-
weltmaßnahme verteidigte, wiesen viele Länder 
des Globalen Südens vehement auf dessen protekti-
onistischen Charakter und die Gefahr hin, dass der 
CBAM ihr Recht auf Entwicklung einschränken 
und Bemühungen zur Armutsbekämpfung und 
nachhaltigen Entwicklung behindern würde. 

Das uneingelöste Versprechen von Belém 

Die COP30 offenbarte die tiefe Krise des Klima-
multilateralismus, aber auch den Versuch, inner- 
und außerhalb der existierenden Strukturen neue 
Wege zu gehen. Während wissenschaftliche Er-
kenntnisse zeigen, dass das Erreichen der Netto-
Null-CO2-Emissionen bis 2050 bei derzeitigen 
Trends nicht plausibel ist, wird der multilaterale 
Prozess durch rückläufige Tendenzen geschwächt: 
nationalistische Politik und anti-ökologischer 
Backlash, das Festhalten an fossil getriebenen 
Wirtschaftsmodellen und das unzureichende En-
gagement historisch verantwortlicher Staaten, an-
gemessene Klimafinanzierung bereitzustellen.

In den Verhandlungen zu Forschung und syste-
matischer Beobachtung weigerten sich Länder wie 
Saudi-Arabien, Indien und Russland, die Rolle des 
IPCC als „best available science“ für die Klima-
verhandlungen anzuerkennen – und folgten damit 
einem inzwischen etablierten Muster. Mehrere 
Länder – darunter Chile, Australien, Bangladesch, 
Neuseeland, UK und Kanada – äußerten ihre Ent-
täuschung darüber, dass in den Schlussfolgerun-
gen kein Verweis auf die „IPCC as the best avai-
lable science“ enthalten war. Stattdessen wurde der 

Vermerk hinzugefügt, dass die wissenschaftlichen 
Erkenntnisse des IPCC vor allem im Globalen 
Norden produziert wurden.

Die strukturellen Probleme des UNFCCC-Prozes-
ses wurden ebenfalls deutlich: Das Konsensprin-
zip ermöglicht es einzelnen Ländern oder kleinen 
Gruppen, substanzielle Fortschritte zu blockieren. 
Die fragmentierte Agenda führt dazu, dass Quer-
verbindungen zwischen Themen entweder gar 
nicht oder nur mühsam hergestellt werden können. 
Verschiedene Verhandlungsstränge werden gegen-
einander ausgespielt, gezielt verzögert oder zur 
Verhandlungsmasse in übergreifenden „Deals“. Die 
Dominanz von Verfahrensfragen verdrängt dabei 
häufig inhaltliche Diskussionen. Stattdessen werden 
oft unverbindliche Initiativen und isolierte Ankün-
digungen als entscheidende Durchbrüche insze-
niert. Verschiedene zivilgesellschaftliche Vertre-
ter:innen und akademische Beobachter:innen for-
dern daher schon lange eine Reform der UNFCCC 
– von Konsens- zu Mehrheitsentscheiden. Da 
diese jedoch wiederum über eine Konsensentschei-
dung herbeigeführt werden müssten, erscheint ein 
solcher Weg nur schwer umsetzbar.

Gleichzeitig wächst die  Einflussnahme von Wirt-
schaftsakteur:innen, die primär an der Aufrechter-
haltung des Status quo interessiert sind. Der massive 
Lobby-Einfluss der Fossil- und Agrarindustrie 
– trotz der nominellen Verpflichtung zur Abkehr 
„aus fossilen Energien“, festgehalten im ersten Be-
schluss des Global Stocktake in Dubai – untergräbt 
den Prozess von innen.

Die COP30 lieferte auch ein mächtiges Symbol 
für den Stand globaler Klimapolitik. Der Brand in 
einem Pavillon in der Blue Zone am offiziell vor-
letzten Verhandlungstag, der zu einer vollständigen 
Evakuierung führte, wurde zu einem unfreiwilli-
gen Symbol für die tiefen Widersprüche zwischen 
dem zähen business-as-usual in den Verhandlungen 
und der zunehmenden Dringlichkeit der Klimak-
rise sowie die sich gegen Ende der ersten Verhand-
lungswoche zunehmend verdeutlichenden Blocka-
den in vielen Themenbereichen. 

Neue Allianzen und kommende  
Herausforderungen

Die COP30 führte aber auch zu neuen Allian-
zen zwischen Staaten des Globalen Nordens, des 
Globalen Südens und der Zivilgesellschaft. Bei-
spielhaft steht hierfür die Initiative Kolumbiens, 
der Niederlandes und weiterer Staaten – darunter 

https://www.politico.eu/article/epp-votes-with-far-right-to-approve-cuts-to-green-rules/
https://www.politico.eu/article/epp-votes-with-far-right-to-approve-cuts-to-green-rules/
https://www.deutschlandfunk.de/unverschaemt-und-arrogant-merz-sorgt-mit-bemerkungen-ueber-bel-m-fuer-unmut-in-brasilien-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/unverschaemt-und-arrogant-merz-sorgt-mit-bemerkungen-ueber-bel-m-fuer-unmut-in-brasilien-100.html
https://www.cliccs.uni-hamburg.de/publications/hamburg-climate-futures-outlook/key-findings.html
https://www.wiso.uni-hamburg.de/fachbereich-sowi/professuren/aykut/klimawende-ausblick/kwa-2025.html
https://www.wiso.uni-hamburg.de/fachbereich-sowi/professuren/aykut/professur/aktuelles/20200227-news.html
https://www.wiso.uni-hamburg.de/en/forschung/forschungszentren/css/working-paper-series/wp4-aykutetal-2022-cop26.pdf
https://www.wiso.uni-hamburg.de/en/forschung/forschungszentren/css/working-paper-series/wp4-aykutetal-2022-cop26.pdf
https://journals.sagepub.com/doi/10.1177/29768659241293212
https://www.theguardian.com/environment/2025/nov/18/big-agriculture-lobbyists-cop30-climate-summit
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Deutschland –, die erste internationale Konferenz 
zur gerechten Abkehr von fossilen Energieträgern 
im April 2026 in Kolumbien auszurichten. Diese 
gilt als Antwort auf das Scheitern eine Roadmap 
zur Abkehr von fossilen Energieträgern in das Ab-
schlussdokument aufzunehmen und damit einen 
gemeinsamen Konsens zu beschließen.

Die Tatsache, dass überhaupt über Klimagerech-
tigkeit, historische Verantwortung und struktu-
relle Transformation verhandelt wird, ist vor allem 
ein Erfolg jahrzehntelanger Arbeit sozialer Bewe-
gungen – darunter Gewerkschaften, indigene Ge-
meinschaften, feministische und Jugendbewegun-
gen, Umweltaktivist:innen, Aktivist:innen für die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen und 
andere Basisbewegungen. Bei dem zivilgesell-
schaftlich organisierten Cupúlas dos Povos (Gipfel 
der Zivilgesellschaft) und zahlreichen Protestver-
anstaltungen von insbesondere indigenen Gruppen 
vereinten sich zivilgesellschaftliche Bewegungen, 
um ein starkes Signal an die Staatenvertreter:in-
nen, zu senden. Die Frustration über das in weiten 
Themenbereichen unzureichende Ergebnis wurde 
insbesondere im Zuge der People’s Plenary am vor-
letzten Verhandlungstag deutlich. 

Die Wahrheiten, die in Belém sichtbar wurden, sind 
unbequem: Das internationale Klimaregime versagt 
derzeit daran, die notwendigen sozial-ökologischen 

Transformationen herbeizuführen. Nicht weil die 
Lösungen unbekannt wären, sondern weil eng ge-
fasste nationale politische Interessen dominieren. 
Einerseits blockiert die Achse erdölexportierender 
und Staaten mit fossilen Wirtschaftsmodellen mit 
neu gefundenem Selbstbewusstsein jegliche Dis-
kussion über die Ursachen der Klimakrise. Ande-
rerseits sind finanzielle Ressourcen und Transfor-
mationsmöglichkeiten weiterhin äußerst ungleich 
verteilt und jene Staaten, die am meisten zur Krise 
beigetragen haben bzw. beitragen, entziehen sich 
ihrer historischen Verantwortung. So wurde das 
Versprechen von Belém – die Wiederbelebung 
des Geistes von Rio – nicht eingelöst. Dennoch 
zeigte die COP30, dass Bewegung auch jenseits 
der Klimarahmenkonvention möglich ist, etwa in 
Fragen des Ausstiegs aus fossilen Energien und dem 
Schutz tropischer Wälder. Neben der COP31, die 
nach langem Ringen unter australischer Präsident-
schaft der Verhandlungen in der Türkei stattfinden 
wird, sollte der Blick daher im nächsten Jahr auch 
auf die Vielzahl anderer Arenen gelenkt werden 
– von der Konferenz zum Ausstieg aus fossilen 
Energien in Kolumbien im April bis zur Wieder-
aufnahme von Gesprächen im Rahmen der Inter-
nationalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO) – in 
denen Fragen des Klimawandels, des Übergangs 
zur Klimaneutralität und der (mehr oder weniger) 
gerechten Umsetzung von Transformationen ver-
handelt werden.
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